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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Johannes Becher, 
Gülseren Demirel, Thomas Gehring, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim Pargent, 
Stephanie Schuhknecht, Gisela Sengl, Florian Siekmann, Cemal Bozoğlu, 
Dr. Martin Runge, Toni Schuberl, Ursula Sowa, Dr. Sabine Weigand und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Gemeinde- und Land-
kreiswahlgesetzes und weiterer Rechtsvorschriften 
hier: Passives Wahlrecht auch für Unionsbürgerinnen und Unionsbürger (Ände-

rung des Gemeinde- und Landkreiswahlgesetzes) 
(Drs. 18/28527) 

Der Landtag wolle beschließen: 

§ 1 Nr. 27 Buchst. b wird wie folgt geändert: 

1. Nach Doppelbuchst. aa wird folgender Doppelbuchst. bb eingefügt: 

„bb) In Nr. 1 werden die Wörter „Deutsche im Sinn des Art. 116 Abs. 1 des Grund-
gesetzes“ durch die Wörter „Unionsbürgerin oder Unionsbürger im Sinn von 
Art. 1 Abs. 2“ ersetzt.“ 

2. Der bisherige Doppelbuchst. bb wird Doppelbuchst. cc. 

 

 

Begründung: 

Durch die Änderung erhalten Unionsbürgerinnen und Unionsbürger das passive Wahl-
recht bei den Wahlen der ersten Bürgermeisterinnen und Bürgermeister und bei den 
Wahlen der Landrätinnen und Landräte. 

Die Änderung ist insbesondere relevant für Grenzregionen, sie beschränkt sich aber 
nicht darauf. Dadurch wird ein wichtiges proeuropäisches Zeichen gesetzt, das schon 
heute eine Selbstverständlichkeit sein sollte. Aus anderen Bundesländern gibt es posi-
tive Beispiele, denen Bayern folgen sollte. So beschränkt beispielsweise das Landes-
recht aus Mecklenburg-Vorpommern das passive Wahlrecht nicht auf deutsche Staats-
angehörige, sodass dort auch Unionsbürgerinnen und Unionsbürger zur ersten Bürger-
meisterin oder zum ersten Bürgermeister gewählt werden können gemäß Art. 22 Abs. 1 
Satz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union. 

 


